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nachhaltigkeit

Die im Dezember 2022 verabschiedete Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) verpflichtet 
nicht mehr nur kapitalmarktorientierte Unternehmen 
bzw. Konzerne, einen Nachhaltigkeitsbericht in den 
(konsolidierten) Lagebericht aufzunehmen und darin 
einerseits die Auswirkungen des Unternehmens auf 
Mensch und Umwelt (Impact-Perspektive) und ande-
rerseits die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspek-
ten auf die Entwicklung, Ertragslage und Finanzposi
tion eines Unternehmens verständlich zu machen 
(finanzielle Perspektive).

Die EU-Kommission hatte die European Financial 
Reporting Advisory Group (EFRAG) beauftragt, Ent-
würfe für Standards zur Berichterstattung (European 
Sustainability Reporting Standards, ESRS) zu ent
wickeln und der EU-Kommission vorzulegen. Nach 
einem umfangreichen Verfahren hatte die EFRAG im 
November 2022 den ersten Satz (Set 1) von sektor
agnostischen ESRS-Entwürfen an die EU-Kommission 
übergeben.

	 EU-Kommission verabschiedet  

	 Delegierte Verordnung zur Übernahme  
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Damit die ESRS Rechtskraft entfalten können, hat die 
EU-Kommission am 31.7.2023 entsprechend Artikel 
29b eine Delegierte Verordnung1 zur Übernahme des 
ersten Satzes an Standards verabschiedet. 

Die aus Sicht der EU-Kommission finale Version sieht 
einige wesentliche Änderungen gegenüber den von 
der EFRAG entworfenen Standards vor, mit denen 
insbesondere die Belastung der berichtspflichtigen 
Unternehmen reduziert werden und die Interoperabili-
tät mit internationalen Standards erhöht werden soll.

Wegfall der in jedem Fall verpflich-
tenden themenspezifischen Angaben

Die ursprünglichen Entwürfe der EFRAG sahen u. a. 
vor, dass ungeachtet des Ergebnisses der unterneh-
mensindividuellen Wesentlichkeitsanalyse sämtliche 
klimabezogenen Angaben sowie bestimmte Angaben 
zu sozialen Belangen der eigenen Belegschaft bereit-
zustellen sind. Diese Angabepflicht war auch für be-
stimme Datenpunkte in anderen Standards vorgese-
hen, die auf Basis anderer EU-Rechtsvorschriften 
zwingend benötigt werden. Nach dem Vorschlag  
der EFRAG waren damit ca. die Hälfte der von den 
themenspezifischen Standards geforderten quantita
tiven Angabepflichten für jedes Unternehmen noch 
obligatorisch.

Dieser Ansatz wurde nun von der EU-Kommission 
verworfen. Sämtliche themenspezifische Angabe-
pflichten sind nun abhängig davon, ob das Unterneh-
men auf der Grundlage des Konzepts der doppelten 
Wesentlichkeit entweder die jeweiligen Auswirkun-
gen (»impacts«) oder die Risiken (»risks«) bzw. Chan-
cen (»opportunities«) als wesentlich beurteilt hat. Ob 
sich tatsächlich schon mit dem Wegfall der obligatori-
schen Angaben allein der Berichtsumfang für die Unter-
nehmen deutlich reduzieren wird, bleibt jedoch abzu-
warten. 

Um bspw. auf die Angaben nach ESRS S1 gänzlich 
verzichten zu können, müsste ein Unternehmen argu-
mentieren, dass die unternehmerische Tätigkeit keine 
wesentlichen (positiven oder negativen) Auswirkungen 
auf seine eigene Belegschaft, deren Arbeitsbedingun-
gen, Chancengleichheit etc. hat und umgekehrt keine 
wesentlichen Chancen und Risiken für das Unterneh-
men mit der eigenen Belegschaft verbunden sind. Ob 
dies durch berichtspflichtige Unternehmen begründ-
bar ist, ist im Einzelfall zu beurteilen. 

1	 https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/
initiatives/13765-Erste-europaische-Standards-fur-die-Nachhaltigkeits-
berichterstattung_de

Auch im Hinblick auf Auswirkungen, Risiken und Chan-
cen in Verbindung mit dem Klimawandel (ESRS E1) ist 
fraglich, wie viele Unternehmen diese als gänzlich 
unwesentlich deklarieren werden können: Bereits  
80 Prozent der G250-Unternehmen2 weltweit und  
94 Prozent der G250-Unternehmen in Deutschland 
haben in ihren Nachhaltigkeitsberichten Angaben zu 
Dekarbonisierungszielen gemacht, welche zunehmend 
mit der Erreichung der Ziele des Pariser Klimaabkom-
mens in Einklang gebracht werden.3 Auch der Anteil an 
Unternehmen, die den Klimawandel als wesentliches 
Risiko für das Unternehmen identifiziert haben, steigt 
stetig an.4 

Der Erwartungshaltung, dass der Klimawandel mit 
Auswirkungen, Risiken und Chancen für die aller
meisten Unternehmen verbunden ist, wird nun auch 
dadurch Ausdruck verliehen, dass Unternehmen eine 
ausführliche Begründung liefern müssen, wenn sie zu 
dem Schluss kommen, dass Klimawandel (ESRS E1) 
für sie nicht wesentlich ist. 

Im Hinblick auf die von Finanzunternehmen auf Basis 
anderer EU-Rechtsvorschriften benötigten Daten-
punkte, müssen Unternehmen eine ausdrückliche 
Erklärung abgeben, wenn sie zu dem Schluss kom-
men, dass solche Datenpunkte nicht wesentlich sind. 
Dies soll die Transparenz und Auffindbarkeit dieser 
Datenpunkte erleichtern.

Mit diesem Vorschlag der EU-Kommission wird die 
Wesentlichkeitsanalyse noch einmal deutlich an 
Bedeutung gewinnen, da das Ergebnis dieser Analyse 
den Umfang des Nachhaltigkeitsberichts maßgeblich 
beeinflussen wird. Eine von den berichtspflichtigen 
Unternehmen sorgfältig durchgeführte und dokumen-
tierte Identifizierung und Bewertung von wesentli-
chen Auswirkungen, Risiken und Chancen ist jedoch 
nicht nur Voraussetzung dafür, dass der Nachhaltig-
keitsbericht in Einklang mit den gesetzlichen Vor-
schriften aufgestellt wird. Vielmehr ist sie entschei-
dend für eine robuste Standortbestimmung und damit 
Ausgangspunkt für die Transformation der Geschäfts
modelle zu mehr Resilienz und Nachhaltigkeit.

2	G 250-Unternehmen sind die 250 größten Unternehmen der Welt, 
gemessen an ihren Umsatzerlösen und basierend auf dem Fortune-
500-Ranking 2021.

3	 KPMG-Studie (2022): Big shifts, small steps – Survey of Sustainability 
Reporting 2022, S. 39 und 43

4	 KPMG-Studie (2022): Big shifts, small steps – Survey of Sustainability 
Reporting 2022, S. 63
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Erleichterungen in den ersten 
Jahren der Berichterstattung

Um insbesondere den kleineren Unternehmen ange-
sichts der hohen Anzahl relevanter Angaben bei gleich-
zeitig teilweise noch unvollständiger solider Daten- 
basis mehr Zeit für die Implementierung der Daten
erhebungs- und Berichterstattungsprozesse zu geben, 
wurde die Anzahl der Angaben erhöht, auf die in der 
Einführungsphase von ein, zwei oder drei Jahren unter 
bestimmten Voraussetzungen verzichtet werden kann. 
Die Erleichterungen stehen teilweise nur Unterneh-
men mit bis zu 750 Mitarbeitern zur Verfügung und 
befreien ein Unternehmen nicht davon, eine vollstän-
dige Wesentlichkeitsanalyse über alle Nachhaltigkeits-
themen durchzuführen und Mindestangaben in Bezug 
auf identifizierte wesentliche Themen zu machen.  

Erhöhung des Anteils von  
freiwilligen Angaben 

Die von der EFRAG vorgelegten Standardentwürfe 
enthielten bereits einige freiwillige Datenpunkte. Die 
Kommission hat darüber hinaus eine Reihe der von 
der EFRAG vorgeschlagenen obligatorischen Daten-
punkte in freiwillige Datenpunkte umgewandelt. 

Aufgrund der Freiwilligkeit der Angaben ist davon 
auszugehen, dass zumindest in den ersten Jahren der 
Anwendung die berichterstattenden Unternehmen 
auf die Angaben verzichten werden, um den Umset-
zungsaufwand der ESRS zu minimieren. 

Kompatibilität mit internationalen 
Standardsetzungsinitiativen

Die Kommission und EFRAG haben weiterhin eng mit 
dem International Sustainability Standards Board 
(ISSB) und der Global Reporting Initiative (GRI) zusam-
mengearbeitet, um ein hohes Maß an Interoperabilität 
mit den ESRS zu gewährleisten. Als Ergebnis dieser 
Zusammenarbeit wurden entsprechende Änderungen 
an den ESRS vorgenommen.

Weitere Änderungen

Des Weiteren hat die Kommission zusätzliche Spiel-
räume bei der Ausgestaltung und Ermittlung von 
bestimmten Datenpunkten geschaffen. 

Weiterhin wurden Änderungen vorgenommen, um die 
Übereinstimmung der Standards an die Bestimmun-
gen der durch die CSRD geänderten Bilanzrichtlinie 
und anderen einschlägigen EU-Rechtsvorschriften, wie 
etwa die Entgelttransparenzrichtlinie, sicherzustellen. 

Schließlich hat die Kommission redaktionelle und for-
male Änderungen vorgenommen, um die Klarheit, 
Benutzerfreundlichkeit und Kohärenz der Standards zu 
verbessern. Dazu gehört z. B. die Einführung einer ein-
deutigen Kennzeichnung sämtlicher Begriffe, welche 
für die Zwecke der Berichterstattung nach den ESRS 
definiert wurden.

Nächste Schritte

Sofern das EU-Parlament und der Europäische Rat 
keine Einwände gegen die Delegierte Verordnung 
erheben, wird diese am 1.1.2024 erstmalig anzuwen-
den sein.

Die Standards werden dann von denjenigen Unter-
nehmen mit Sitz in den EU-Mitgliedstaaten anzuwen-
den sein, die nach Art. 19a bzw. 29a der Bilanzricht
linie verpflichtet sind, einen Nachhaltigkeitsbericht 
aufzustellen.

Die von der EU-Kommission vorgenommenen Ände-
rungen können dazu beitragen, die einmaligen und 
laufenden Kosten der Berichterstattung zu reduzieren. 
Gleichwohl bleiben die ESRS komplex und umfang-
reich, sodass Unternehmen weiterhin gut beraten sind, 
sich mit den Anforderungen an die Berichterstattung 
frühzeitig auseinanderzusetzen. Insbesondere die sorg-
fältige Durchführung einer Wesentlichkeitsanalyse ist 
essenziell, um Lücken in Datenerhebungsprozessen 
und -kontrollen rechtzeitig schließen und den Nach
haltigkeitsbericht in Einklang mit den regulatorischen 
Anforderungen aufstellen zu können.  


